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Bundeskabinett verabschiedet Ände-

rung von Verordnungen zur Netzregu-

lierung 
Das Bundeskabinett hat am 31. Juli 2013 die Verordnung zur Änderung von 

Verordnungen auf dem Gebiet des Energiewirtschaftsrechts (BR-Drs. 447/13) 

verabschiedet. Die Verordnung wurde am 5. Juli 2013 unter der Maßgabe weit-

reichender, auf Empfehlungen verschiedener BR-Ausschüsse ergangener Än-

derungen vom Bundesrat beschlossen. Mit der Verordnung werden Vorschriften 

der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV), der Gasnetzentgeltverordnung 

(GasNEV) und der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) novelliert. 

Die Änderungen betreffen insbesondere Themen, die Gegenstand einer Viel-

zahl derzeit anhängiger Verwaltungs- bzw. Be-

schwerdeverfahren sind. Dies betrifft zum einen die 

Neuregelungen hinsichtlich der Preisindizes zur Er-

mittlung der Tagesneuwerte, die Ermittlung des Zins-

satzes für den die 40 % übersteigenden Eigenkapi-

talanteil, die Tatbestandsvoraussetzungen für Anträ-

ge auf einen bereinigten Effizienzwert nach § 15 

ARegV sowie die Erweiterung des Anwendungsbe-

reichs von Investitionsmaßnahmen für Elektrizitäts-

verteilernetzbetreiber. Zum anderen wird mit der Ver-

ordnung das sog. Pooling geregelt und die Vorgaben 

zur Vereinbarung individueller Netzentgelte novelliert. 

Nachfolgend geben wir einen ersten Überblick über wesentliche Änderungen. 
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Preisindizes zur 

Ermittlung der Ta-

gesneuwerte 
Mit § 6a StromNEV und § 6a 

GasNEV werden erstmals im Ve-

rordnungswege die für die Ermitt-

lung der Tagesneuwerte anzuwen-

denden Indexreihen vorgegeben. 

Hintergrund dieser Änderung ist, 

dass das OLG Düsseldorf mit Be-

schlüssen vom 06.06.2012 die von 

der BNetzA festgelegten Indexrei-

hen für rechtswidrig erklärt hatte. 

Zwar hat die BNetzA Rechtsbe-

schwerde gegen diese Entschei-

dungen eingelegt; gleichwohl hat 

es der Verordnungsgeber – wieder 

einmal – für einfacher gehalten, 

den absehbaren gerichtlichen Nie-

derlagen der BNetzA vor dem BGH 

unter Ignorierung des Prinzips der 

Gewaltenteilung durch eine gesetz-

liche Maßnahme etwas die Bedeu-

tung zu nehmen. Bemerkenswert 

ist dabei die Begründung, in der 

die Neuregelung damit gerechtfer-

tigt wird, dass "die verwendeten 

Indexreihen zu differenziert und 

dadurch nicht praxistauglich ge-

nug sind". Mit etwas mehr Ehrlich-

keit hätte man hier schlicht auf die 

gerichtlich festgestellte Rechtswid-

rigkeit der von der BNetzA festge-

legten Indexreihen abstellen kön-

nen. 

Grundlegend neue Vorge-

hensweise 

Interessant ist, dass der Verord-

nungsgeber sich für eine gegenüber 

den bisherigen Festlegungen der 

BNetzA grundlegend andere Vorge-

hensweise entschieden hat. So wer-

den deutlich weniger Mischindexrei-

hen als früher verwendet; im Gasbe-

reich gibt es Mischindexreihen nur 

noch bei einer Anlagengruppe. Eine 

explizite Berücksichtigung des Lohn-

anteils erfolgt gar nicht mehr. Be-

gründet wird diese Änderung der 

Vorgehensweise damit, dass eine 

"kleinteiligere Vorgehensweise … die 

Treffersicherheit nicht erhöht [hätte]." 

Es wird von einer "Verdichtung" auf 

wenige Indexreihen gesprochen. Die 

verwendeten Indexreihen entstam-

men der Fachserie 17 des Statisti-

schen Bundesamts; bislang wurden 

Indexreihen der Fachserie 16 und 17 

verwendet. 

Der jeweilige Absatz 1 der §§ 6a 

StromNEV/GasNEV regelt, welche 

Indexreihen bei der Ermittlung der 

Tagesneuwerte grundsätzlich An-

wendung finden sollen. Insbesondere 

bestimmt § 6a Abs. 1 StromNEV/ 

GasNEV den Bauleistungsindex 

"Ortskanäle" als maßgeblichen Index, 

um die Preisentwicklung der relevan-

ten Tiefbauarbeiten abzubilden. Auf-

grund der Verwendung dieses spezi-

ellen Index erfolgt keine separate 

Berücksichtigung des Lohnkostenan-

teils mehr. 

Durch § 6a Abs. 1 Nr. 2-4 StromNEV 

sowie § 6a Abs. 1 Nr. 3 GasNEV wird 

die Indexreihe "Ortskanäle" unter 

Angabe einer prozentualen Gewich-

tung mit anderen Indexreihen zu 

Mischindizies verbunden. Dies soll 

zum einen dem Umstand Rechnung 

tragen, dass bei der Errichtung bzw. 

Wiederbeschaffung eines bestimmten 

Anlagenguts die Verteilung der Ar-

beits- und Materialkosten unter-

schiedlich ausfallen kann. Zum ande-

ren sollen hierdurch die besonderen 

Anforderungen an Material und Si-

cherheit bei Gasleitungen berücksich-

tigt werden, die für Druckbereiche 

größer als 16 bar ausgelegt sind. 

Verkettung 

§ 6a Abs. 2 StromNEV/GasNEV re-

geln das Vorgehen in dem Fall, dass 

die in Abs. 1 benannten Indexreihen 

für den relevanten Zeitraum nicht 

vorliegen. In einem solchen Fall ist 

vorgesehen, dass eine Verkettung mit 

vergleichbaren Indexreihen erfolgt. 

Diese sog. Ersatzindexreihen sind in 

dem jeweiligen Absatz 2 der Norm 

näher bezeichnet. In diesem Zusam-

menhang wird zudem die Methodik 

der Verkettung bzw. die Ermittlung 

des Verkettungsfaktors vorgegeben. 

Ausweislich der Verordnungsbegrün-

dung soll die Multiplikation der Ersatz-

indexreihe mit dem Verkettungsfaktor 

dazu führen, dass die Preisänderung 

unverändert bleibt. 

Bedauerlich ist, dass die vom OLG 

Düsseldorf heraus gearbeiteten Er-

kenntnisse in der Neu-Regelung 

keine Berücksichtigung finden. So ist 

beispielsweise eine Plausibilisierung 

der Ergebnisse in der Verordnung 

nicht vorgesehen. 

Inkrafttreten und prakti-

sche Auswirkungen 

Die Neuregelungen sollen nach dem 

Willen des Verordnungsgebers eine 

verlässliche, einheitliche Ermittlung 

der Tagesneuwerte nach § 6 Abs. 3 

S. 2 StromNEV/GasNEV für die Zu-

kunft ermöglichen und die bisherigen 

Unsicherheiten beseitigen, die durch 

die bislang vorgesehene Verwendung 

anlagengruppenspezifischer Indexrei-

hen entstanden sind. Gem. § 32 

Abs. 7 StromNEV/ GasNEV erfolgt 

die Ermittlung der Tagesneuwerte 

unter Anwendung der Indexreihen 

des Statistischen Bundesamtes rück-

wirkend ab dem 1. Januar 2013 ge-

mäß dieser Neuregelung. Vor dem 

Hintergrund, dass die BNetzA und 

auch die Landesregulierungsbehör-

den im Gas-Bereich bislang noch 
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nicht alle Erlösobergenzenbescheide 

erlassen haben, wird möglicherweise 

im Einzelfall eine entsprechende 

Modifikation des in den meisten Fäl-

len bereits ermittelten Ausgangsni-

veaus erfolgen. Deren Zulässigkeit 

muss dann im Einzelfall geprüft wer-

den. Ferner wird sich die Frage stel-

len, wie die Parteien mit den beim 

BGH anhängigen Rechtsbeschwer-

den umgehen werden. 

Zinssatz für den 

die 40 % überstei-

genden Eigenkapi-

talanteil 
Erstmals detailliert geregelt wird 

die Ermittlung des Zinssatzes, mit 

dem der Anteil des Eigenkapitals 

zu verzinsen ist, der die regulato-

risch zulässige Eigenkapitalquote 

von 40 % übersteigt (sog. EK-II). 

Insofern werden die bisherigen § 7 

Abs. 1 S. 5 StromNEV/GasNEV 

geändert und ein neuer Abs. 7 in 

§ 7 StromNEV/GasNEV eingefügt. 

Die Änderung soll ausweislich der 

Begründung zur Verordnung der 

Beseitigung von Unsicherheiten in der 

Regulierungspraxis dienen (BR-Drs. 

447/13, S. 15). Der BGH hatte mit 

Beschluss vom 14.08.2008 entschie-

den, dass die Regulierungsbehörde 

den (fiktiven) Fremdkapitalzinssatz 

nach § 5 Abs. 2, 2. Hs. StromNEV 

nicht ohne weiteres entsprechend der 

aus den Monatsberichten der Deut-

schen Bundesbank ersichtlichen 

durchschnittlichen Umlaufsrendite 

festverzinslicher Anleihen der öffentli-

chen Hand mit einer Laufzeit von über 

4 Jahren und einer mittleren Laufzeit 

von mehr als 3 Jahren mit 4,78 % pro 

Jahr ansetzen könne (bezogen auf 

das Basisjahr 2004) (BGH, Az. KVR 

36/07). Diesbezüglich sei vielmehr 

auch ein Risikozuschlag für die In-

kaufnahme von Ausfallrisiken zu 

beachten. Hinsichtlich der konkreten 

Bemessung dieses Risikozuschlags 

hatte der BGH allerdings an das OLG 

Koblenz als das Beschwerdegericht 

zurückverwiesen. Dieses hatte in dem 

konkreten Verfahren mit Beschluss 

vom 08.11.2012 (OLG Koblenz, Az. 6 

W 595/06 Kart.) einen Risikozuschlag 

in Höhe von 0,44 % angenommen 

(vgl. hierzu ausführlich unseren 

Newsletter "Aktuelle Recht-

sprechung zur Anreizregulierung – 

Effizienzvergleich, § 15 ARegV und 

Fremdkapitalzinssatz" von November 

2012). 

Anwendung von drei No-

minalzinsreihen 

Wie bislang soll die Verzinsung des 

die 40 % übersteigenden Eigenkapi-

talanteils unter Verwendung eines 

Nominalzinssatzes erfolgen. Entge-

gen der bisherigen Regelung und 

Behördenpraxis ergibt sich dieser 

Nominalzinssatz nunmehr aus dem 

Durchschnittswert der letzten 10 

Jahre der drei folgenden von der 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufs-

renditen: 

 Anleihen der öffentlichen Hand 

 Anleihen von Unternehmen 

 Hypothekenpfandbriefe. 

Ausweislich der Begründung (BR-Drs 

447/13, S. 15) soll die Auswahl der 

drei Nominalzinsreihen den Beson-

derheiten des Netzgeschäfts (Lang-

fristigkeit und hoher Anteil an Anlage-

vermögen) Rechnung tragen. Insbe-

sondere durch die anteilige Heranzie-

hung der Bundesbankreihe "Umlaufs-

rendite fest verzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten – Anleihen 

von Unternehmen (nicht-MFIs)" wer-

de der geforderte Risikozuschlag 

berücksichtigt. In der Annahme, dass 

sich das unternehmerische Risiko von 

Netzbetreibern vom unternehmeri-

schen Risiko vollständig im Wettbe-

werb stehender Unternehmen deut-

lich unterscheide, werde dieses un-

ternehmerische Risiko des Netzbe-

triebs durch die Mittelung der 

Unternehmensanleihenreihe mit zwei 

eher risikolosen Reihen angemessen 

abgebildet. Anders als ein festge-

schriebener pauschaler Zinssatz zzgl. 

Risikozuschlag gewährleiste die Re-

gelung nach dem Verordnungsgeber 

eine fortlaufende Anpassung des 

anzuwendenden Zinssatzes an die 

aktuelle Entwicklung der Märkte. 

Durch Satz 3 der Neuregelungen wird 

zudem klargestellt, dass keine weite-

ren Zuschläge, z.B. für fiktive Emissi-

onskosten, berücksichtigt werden. 

Inkrafttreten und prakti-

sche Auswirkungen 

Ausweislich des neuen § 32 Abs. 7c) 

StromNEV/GasNEV erfolgt die Ver-

zinsung des die 40 % übersteigenden 

Eigenkapitalanteils entsprechend der 

Neuregelung rückwirkend ab dem 

01.01.2013. Während im Strombe-

reich hierdurch sichergestellt werden 

soll, dass der für die 

2. Regulierungsperiode noch vorzu-

nehmende Effizienzvergleich auf der 

Grundlage dieser Neuregelungen 

erfolgt, stellt der Verordnungsgeber in 

der Begründung für den Gasbereich 

explizit klar, dass der bereits durchge-

führte Effizienzvergleich durch die 

Änderungen "nicht berührt" werde. 

Dies hat zur Konsequenz, dass die 

infolge der Neuregelungen notwendig 

werdenden Korrekturen am Aus-

gangsniveau nicht zugleich im Effizi-

enzvergleich abgebildet werden. 

Dabei erscheint fraglich, ob die Au-

ßerachtlassung der Änderungen mit 

Blick auf den Effizienzvergleich zutref-

fend und rechtlich zulässig 

ist.§ 12 Abs. 1 S. 3 ARegV legt expli-
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zit fest, dass der Effizienzvergleich 

von nachträglichen Änderungen im 

Ausgangsniveau lediglich infolge 

rechtskräftiger gerichtlicher Entschei-

dungen unberührt bleibt, nicht jedoch 

infolge von rückwirkend in Kraft tre-

tenden Verordnungsänderungen. In 

jedem Fall ist festzuhalten, dass für 

noch anhängige Beschwerdeverfah-

ren gegen Entgeltgenehmigungen 

nach § 23a EnWG in Bezug auf den 

Ansatz eines Risikozuschlags nicht 

die neue Rechtslage Anwendung 

finden kann. Insofern hat eine (unter-

nehmens)individuelle Ermittlung des 

Risikozuschlags zu erfolgen. 

Bereinigung des 

Effizienzwerts 

nach § 15 ARegV 
Im Rahmen der Änderung der 

ARegV sind die Tatbestandsvo-

raussetzungen des § 15 Abs. 1 S. 1 

ARegV deutlich verschärft worden. 

Einschränkung des Be-

griffs der Besonderheit 

der Versorgungsaufgabe 

Auf Empfehlung des Bundesrats hin 

wurde zunächst der Begriff der Be-

sonderheit der Versorgungsaufgabe 

modifiziert. Nach der Neuregelung 

kann eine Besonderheit der Versor-

gungsaufgabe nur bei "außergewöhn-

lichen strukturellen Unterschieden" 

vorliegen. Damit soll nach der Be-

gründung des Bundesrats klar gestellt 

werden, dass eine Bereinigung des 

Effizienzwertes nur auf Grund von 

Ursachen erfolgen kann, die ihrer Art 

nach nur bei einem einzelnen Netzbe-

treiber oder einer äußerst geringen 

Anzahl von Netzbetreibern bestehen. 

Hintergrund dieser Änderung ist laut 

Bundesrat die Rechtsprechung des 

BGH, wonach bei einer durch einen 

Umstand verursachten Kostensteige-

rung von mindestens 3 % von dem 

Vorliegen einer "Besonderheit der 

Versorgungsaufgabe" im Sinne des 

§ 15 Abs. 1 S. 1 ARegV auch dann 

auszugehen sei, wenn die Ursache 

der Kostenerhöhung ihrer Art nach 

nicht nur bei einzelnen Netzbetreibern 

auftritt (BGH, Beschluss vom 

09.10.2012 – EnVR 88/10). Durch die 

Neuregelung soll nunmehr ausge-

schlossen werden, dass allein die 

Überschreitung des Schwellenwerts 

von 3 % zur Annahme einer "Beson-

derheit" und damit zur Ausweitung 

des Anwendungsbereichs des 

§ 15 Abs. 1 S. 1 ARegV führt. Über-

dies wird die Möglichkeit der Aner-

kennung von Besonderheiten dem 

Wortlaut der Neuregelung nach auf 

solche Umstände beschränkt, die 

durch den Netzbetreiber "nicht beein-

flussbar" sind. Die Bereinigung des 

Effizienzwerts soll nach dem Willen 

des Bundesrats nicht auf Grund sol-

cher Umstände erfolgen, die im Ve-

rantwortungsbereich des Netzbetrei-

bers liegen. 

Erhöhung des Schwellen-

werts auf 5 % 

Daneben wird mit der Neuregelung 

der prozentuale Schwellenwert von 3 % 

auf 5 % erhöht. Der Bundesrat be-

gründet diese Verschärfung damit, 

dass hierdurch der Ausnahmecharak-

ter der Norm nochmals unterstrichen 

werden soll. So habe die Regulie-

rungspraxis nach Ansicht des Bun-

desrats gezeigt, dass der Schwellen-

wert von 3 % zu gering bemessen sei. 

Vereinbarkeit mit höher-

rangigem Recht zweifel-

haft 

Im Ergebnis führen die Neuregelun-

gen zu einer erheblichen Einschrän-

kung des Anwendungsbereichs der 

Norm. Ob dies sachgerecht ist, er-

scheint zweifelhaft. Es ist insbesonde-

re vor dem Hintergrund der Recht-

sprechung des BGH nicht nachvoll-

ziehbar, warum eine Besonderheit der 

Versorgungsaufgabe nur dann vorlie-

gen soll, wenn diese nur bei einzel-

nen Netzbetreibern besteht, nicht 

jedoch in dem Fall, dass eine Vielzahl 

von Netzbetreibern mit einer entspre-

chenden Aufgabe konfrontiert ist, 

diese allerdings einzelne Netzbetrei-

ber in außergewöhnlich hohem Maße 

belastet. 

Vielmehr gebietet es der Grundsatz 

der Erreichbarkeit und 

Übertreffbarkeit der Effizienzvorgaben 

gem. § 21a Abs. 5 S. 4 EnWG auch in 

diesem Fall eine Bereinigung des 

Effizienzwerts vorzunehmen. Es er-

scheint somit zweifelhaft, ob das enge 

Begriffsverständnis der Besonderheit 

der Versorgungsaufgabe so, wie es 

nunmehr nach der Neuregelung in 

§ 15 Abs. 1 S. 1 ARegV normiert ist, 

insofern mit höherrangigem Recht 

vereinbar ist. 

Erhöhung des Schwellen-

werts unverhältnismäßig 

Zudem erscheint die Erhöhung des 

Schwellenwerts von 3 % auf 5 % 

unverhältnismäßig. In diesem Zu-

sammenhang ist bereits der Verord-

nungshistorie zu entnehmen, dass die 

Bundesregierung die Festlegung 

eines derart hohen Werts zu keinem 

Zeitpunkt für erforderlich erachtet hat. 

So war bereits im ursprünglichen 

Verordnungsentwurf zur ARegV vom 

15.06.2007 ein Schwellenwert von 

nur 1 % enthalten, der im Laufe des 

Verordnungsverfahrens auf Vorschlag 

des Bundesrates auf 3 % heraufge-

setzt wurde. Begründet wurde dies 

seinerzeit damit, dass dadurch der 

Ausnahmecharakter der Norm betont 

werden sollte. Die Schwelle von 3 % 

wurde hierfür auch vom Bundesrat als 

ausreichend erachtet. Warum dem 

Ausnahmecharakter der Norm nun 

durch eine weitere Heraufsetzung des 

Schwellenwerts auf 5 % Rechnung zu 
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tragen ist, ist vor diesem Hintergrund 

nicht nachvollziehbar. In diesem Zu-

sammenhang verfängt jedenfalls die 

vom Bundesrat ebenfalls vorgebrach-

te Begründung nicht, die Schwelle 

von 3 % führe zu einer unangemes-

senen Ausdehnung des Anwen-

dungsbereichs der Norm. In der Pra-

xis sind ohnehin bislang vergleichs-

weise wenige Fälle bekannt, in denen 

die Regulierungsbehörden Anträge 

auf Bereinigung des Effizienzwerts 

positiv beschieden hätte. 

Inkrafttreten und prakti-

sche Auswirkungen 

Nach der klarstellenden Verord-

nungsbegründung sollen die Neure-

gelungen des § 15 Abs. 1 S. 1 ARegV 

bereits für den gesamten Zeitraum 

der zweiten Regulierungsperiode 

uneingeschränkt Anwendung finden. 

Die derzeit bei der BNetzA bzw. der 

Landesregulierungsbehörden anhän-

gigen Anträge der Gasnetzbetreiber 

sind damit aufgrund der neuen 

Rechtslage zu bescheiden. Dabei 

dürfte jedoch eine Ablehnung der 

gegenwärtigen Anträge nicht ohne 

weiteres mit dem Hinweis auf das 

Nicht-Vorliegen einer Besonderheit 

bzw. das Nicht-Überschreiten der 

5 %-Schwelle erfolgen können. Viel-

mehr dürften die Regulierungsbehör-

den angehalten sein, den Netzbetrei-

bern im Wege der Anhörung Gele-

genheit zur entsprechenden Ergän-

zung ihrer Anträge zu geben. Dies 

erscheint bereits deshalb geboten, 

weil die Regulierungsbehörden durch 

die mittlerweile erhebliche Zeitverzö-

gerung bei der Festlegung der Erlös-

obergrenzen die Grundlage für die 

Anwendbarkeit der verschärften Neu-

regelung geschaffen hat.  

Investitionsmaß-

nahmen für Vertei-

lernetzbetreiber  
Für Verteilernetzbetreiber können 

nach der Neuregelung des § 23 

ARegV für Erweiterungs- und Um-

strukturierungsinvestitionen in die 

Hochspannungsebene Investiti-

onsmaßnahmen genehmigt werden, 

soweit die Investitionen zur Stabili-

tät des Gesamtsystems, für die 

Einbindung in das nationale oder 

internationale Verbundnetz oder 

für einen bedarfsgerechten Ausbau 

des Energieversorgungsnetzes 

notwendig sind. 

Der Wirtschaftsausschuss des Bun-

desrats hatte kurzfristig den Vor-

schlag eingebracht, § 23 ARegV und 

auch § 10 ARegV aufzuheben und 

damit den Erweiterungsfaktor und die 

Investitionsmaßnahmen vollständig 

entfallen zu lassen. Stattdessen sollte 

das System einer sogenannte Investi-

tionskostendifferenz eingeführt wer-

den. Dieser bereits seit einiger Zeit 

diskutierte Vorschlag ("Schäfer-

Modell") fand jedoch keine Mehrheit. 

Erhöhter Investitionsbe-

darf in der Hochspan-

nungsebene  

Bislang war die Möglichkeit, Investiti-

onsmaßnahmen zu beantragen, für 

die Verteilernetzbetreiber beschränkt. 

Zwar wurde bereits im Rahmen der 

Novellierung im Jahr 2012 die Ge-

nehmigung von Investitionsmaßnah-

men für Verteilernetzbetreiber inso-

fern erleichtert, als dass diese nicht 

mehr nur "im Einzelfall" erfolgen soll-

ten. Den Anforderungen der Praxis 

genügte die Regelung dennoch nicht. 

Auch der Verordnungsgeber erkannte, 

dass § 23 Abs. 6 und § 10 Abs. 2 

ARegV die aufgrund der Energiewen-

de entstandenen Anforderungen an 

die Verteilernetzbetreiber nicht hinrei-

chend abbilden. Denn viele der not-

wendigen Investitionen auf der Hoch-

spannungsebene wurden durch 

§ 23 Abs. 6 S. 1 ARegV nicht erfasst. 

Und auch der bislang vorrangig zur 

Anwendung kommende Erweite-

rungsfaktor wurde aufgrund seiner 

Pauschalität nicht (mehr) als geeigne-

tes Instrument angesehen, um Inves-

titionen zu fördern. Da sich der not-

wendige Netzausbau gerade auf der 

Hochspannungsebene bei den ein-

zelnen Netzbetreibern stark unter-

scheiden kann, ist vielmehr eine indi-

viduelle Beurteilung nötig. Dafür ist - 

auch nach Ansicht des Verordnungs-

gebers – die Investitionsmaßnahme 

das geeignetere Instrument. Mit 

§ 23 Abs. 7 ARegV wird Verteiler-

netzbetreibern nun die Möglichkeit 

eröffnet, zusätzlich zu den in 

§ 23 Abs. 6 ARegV vorgesehenen 

Fällen Investitionsmaßnahmen zu 

beantragen. 

Einschränkung des Erwei-

terungsfaktors 

Im Hinblick auf die Schaffung des 

neuen § 23 Abs. 7 ARegV erfolgt eine 

Änderung des § 10 ARegV. Werden 

Erweiterungs- und Umstrukturierungs-

investitionen auf der Hochspan-

nungsebene zukünftig über Investiti-

onsmaßnahmen erfasst, so sollen sie 

nach dem Willen des Verordnungs-

gebers vom Erweiterungsfaktor aus-

genommen werden, um eine Doppel-

berücksichtigung in der Erlösober-

grenze zu vermeiden. Gemäß § 10 

Abs. 4 in seiner neuen Fassung fin-

den der Erweiterungsfaktor daher auf 

Hochspannungsnetze bei Betreibern 

von Verteilernetzen keine Anwendung. 

Gleichzeitig bleiben zukünftig die 

Kosten des Hochspannungsnetzes 

bei der Ermittlung der Gesamtkosten 

im Rahmen des § 10 Abs. 2 Satz 3 

ARegV unberücksichtigt. 
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Pooling 
Mit der Neuregelung in § 17 Abs. 2a 

StromNEV werden Voraussetzun-

gen und Durchführung eines Poo-

ling von Entnahmestellen geregelt. 

Pooling bezeichnet die zeitgleiche 

Zusammenführung mehrerer Ent-

nahmestellen zu einer Entnahme-

stelle zum Zwecke der Ermittlung des 

Jahresleistungsentgelts. 

Anwendungsbereich der 

Neuregelung weiter als 

nach Pooling-Festlegung 

der BNetzA  

Die im BR-Beschluss enthaltenen 

Pooling-Voraussetzungen sind zum 

Teil identisch mit den Voraussetzun-

gen, die die BNetzA mit ihren Be-

schlüssen vom 26.09.2011 (BK8-

11/015) ("Pooling-Festlegung") auf-

gestellt hat. In den ganz wesentlichen 

Punkten der Lage der zu poolenden 

Entnahmestellen innerhalb eines – in 

der Pooling-Festlegung nicht näher 

definierten – Netzknotens sowie der 

Notwendigkeit einer kundenseitigen 

galvanischen Verbindung zwischen 

mehreren Entnahmestellen weicht der 

Beschluss des Bundesrates jedoch 

von der betreffenden Festlegung der 

BNetzA ab.  

Im Einzelnen: 

Ein Pooling ist nach der Neuregelung 

in § 17 Abs. 2a S. 1 Nr. 1-4 

StromNEV zwingend, d.h. unabhän-

gig von einem entsprechenden Ver-

langen des jeweiligen Netznutzers, 

durchzuführen, wenn die betreffenden 

Entnahmestellen  

1. durch denselben Netznutzer 

genutzt werden, 

2. mit dem Elektrizitätsversor-

gungsnetz desselben Netzbetrei-

bers verbunden sind, 

3. sich auf der gleichen Netz- oder 

Umspannebene befinden und  

4. entweder Bestandteil desselben 

Netzknotens sind oder bei Vor-

liegen einer kundenseitigen gal-

vanischen Verbindung an das 

Elektrizitätsversorgungsnetz an-

geschlossen sind. 

Die Nummern 1-3 sind mit der Poo-

ling-Festlegung identisch. 

Hinsichtlich der Voraussetzung in Nr. 

4 enthält die Neuregelung eine Aus-

weitung des Pooling im Verhältnis zu 

den restriktiven Pooling-

Bestimmungen der BNetzA. Insoweit 

ist zwischen folgenden zwei Fallgrup-

pen zu unterscheiden:  

Kundenseitige galvani-

sche Verbindung inner-

halb eines Netzknotens 

nicht erforderlich  

Liegen die zusammen zu fassenden 

Entnahmestellen innerhalb eines 

Netzknotens, § 17 Abs. 2a S. 1 Nr. 4 

1. Alt. StromNEV, so bedarf es für die 

Zulässigkeit des Pooling nicht zwin-

gend einer kundenseitigen galvani-

schen Verbindung zwischen den 

einzelnen Entnahmestellen. Dies liegt 

daran, dass die ebenfalls mit dem 

Beschluss des Bundesrates eingefüg-

te Legaldefinition des Netzknotens in 

§ 2 Nr. 11 StromNEV ihrerseits das 

Vorliegen einer Übergabestelle zwin-

gend voraussetzt, bei der eine Mög-

lichkeit einer galvanischen Verbin-

dung, zum Beispiel durch eine Sam-

melschiene, besteht (vgl. § 2 Nr. 11a 

StromNEV). Zugleich ist auch bei 

Vorliegen einer sonstigen 

Übergabestelle im Sinne von 

§ 2 Nr. 11b StromNEV das Bestehen 

einer Möglichkeit einer galvanischen 

Verbindung schon als Tatbestandsvo-

raussetzung des Netzknotens inzident 

zu prüfen. In beiden Fällen des 

§ 2 Nr. 11 kommt es nicht darauf an, 

ob sich die galvanische Verbindung 

bzw. die die galvanische Verbindung 

ermöglichende Einrichtung im Eigen-

tum des Netzbetreibers oder des 

Netznutzers befindet. Dementspre-

chend muss anders als in der Poo-

ling-Festlegung gefordert wird, in 

diesen Fällen die Möglichkeit einer 

galvanischen Verbindung auf Kun-

denebene für die Zulässigkeit des 

Pooling nicht gesondert geprüft wer-

den. 

Pooling über mehrere 

Netzknoten hinweg zuläs-

sig 

Einer kundenseitigen galvanischen 

Verbindung bedarf es ausweislich 

§ 17 Abs. 2a S. 1 Nr. 4 2. Alt. 

StromNEV nur dann wenn die zu-

sammenzufassenden Entnahme-

stellen nicht Bestandteil desselben 

Netzknotens im Sinne von § 2 Nr. 11 

StromNEV sind.  

Mit den Neuregelungen in Nummer 4 

wird klargestellt, dass ein Pooling 

über mehrere Netzknoten hinweg 

zulässig sein kann, wenn die 

Entnahmestellen kundenseitig galva-

nisch miteinander verbunden sind. 

Liegen die Entnahmestellen innerhalb 

eines Netzknotens, so können diese 

gepoolt werden, wenn eine netzbe-

treiber- oder kundenseitige galvani-

sche Verbindung zwischen den 

Entnahmestellen vorhanden ist.  

Hintergrund für die von der Pooling-

Festlegung abweichenden Neurege-

lungen ist das Verständnis, dass in 

den Fällen, in denen die 

Entnahmestellen allesamt innerhalb 

eines Netzknotens liegen, die netz-

entlastende Wirkung unabhängig 

davon gegeben ist, ob die galvani-

sche Verbindung auf Netzbetreiber-

seite oder auf Kundenseite besteht. 

Denn in diesen Fällen muss der 

Netzbetreiber nicht für jede dieser 

Entnahmestellen die gesamte zei-

tungleiche Netzkapazität vorhalten, 

sondern nur die an den 

Entnahmestellen insgesamt benötigte 
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zeitgleiche Netzkapazität. Er kann 

also im Ergebnis Netzkosten einspa-

ren (vgl. BR-Drs. 447/13 S. 13). 

Soweit die Voraussetzungen in § 17 

Abs. 2a Nr. 1-4 StromNEV in Bezug 

auf verschiedene Entnahmestellen 

gegeben sind, ist ein Pooling zwin-

gend durchzuführen. In allen anderen 

Fällen ist ein Pooling mehrerer 

Entnahmestellen nach § 17 Abs. 2a 

Satz 2 StromNEV unzulässig.  

Nach § 17 Abs. 2a Satz 3 StromNEV 

muss der Netznutzer das Vorliegen 

der Pooling-Voraussetzungen nach-

weisen, was u.a. durch Netzpläne 

oder Sachverständigengutachten 

erfolgen kann. 

§ 17 Abs. 2a Satz 4 StromNEV ent-

hält konkrete Vorgaben zur Durchfüh-

rung des Pooling, je nachdem ob die 

zusammenzufassenden 

Entnahmestellen innerhalb eines 

Netzknotens liegen oder eine Zu-

sammenfassung von 

Entnahmestellen über mehrere Netz-

knoten hinweg erfolgen soll.  

Inkrafttreten und prakti-

sche Auswirkungen 

Ausweislich der Übergangsbestim-

mung in § 32 Abs. 12 StromNEV 

kommt die Neuregelung das Pooling 

betreffend ab dem 01.01.2014 zur 

Anwendung. Bis dahin gilt daher die 

Pooling-Festlegung der BNetzA, die 

gegenwärtig jedoch Gegenstand von 

Beschwerdeverfahren vor dem OLG 

Düsseldorf ist. Nachdem das OLG 

Düsseldorf in seinem Hinweisbe-

schluss vom 05.06.2013 deutlich 

gemacht hat, dass es schon keine 

Rechtsgrundlage für die betreffende 

Festlegung der BNetzA sieht, ist nicht 

auszuschließen, dass das Gericht 

diese aufheben wird.  

Grundsätzlich ist mit den vorliegen-

den Regelungen des Bundesrates der 

Anwendungsbereich eines Pooling im 

Vergleich zur Pooling-Festlegung 

wieder erheblich erweitert worden. 

Insbesondere gilt dies für die Ermög-

lichung eines netzknotenübergreifen-

den Pooling, was insbesondere im 

Verhältnis zwischen vorgelagerten 

Netzbetreibern und Weiterverteilern 

von praktischer Bedeutung ist. Eben-

so werden die Möglichkeiten des 

Pooling ausgeweitet, sofern 

Entnahmestellen innerhalb eines 

Netzknotens liegen, weil die betref-

fenden Entnahmestellen nicht mehr 

zwingend kundenseitig galvanisch 

miteinander verbunden sein müssen, 

sondern eine netzbetreiberseitige 

galvanische Verbindung ausreichend 

ist.  

In praktischer Hinsicht stellen sich 

aufgrund der Neuregelung in Verbin-

dung mit den anhängigen Beschwer-

deverfahren u.a. Fragen hinsichtlich 

einer möglichen Rückabwicklung im 

Falle bereits erfolgter Umsetzungen 

der Pooling-Festlegung der BNetzA 

sowie bezüglich der Behandlung von 

Kosten für singulär genutzte Be-

triebsmittel. 

Mittelbar von Bedeutung sind die 

Neuregelungen zum Pooling für 

Letztverbraucher, die auch in Zukunft 

von den Entlastungen nach § 19 Abs. 

2 StromNEV Gebrauch machen wol-

len, im Hinblick auf die Bestimmung 

der "Abnahmestelle". 

Individuelle Netz-

entgelte, § 19 

Abs. 2 StromNEV 
Mit der Neuregelung der individuel-

len Netzentgelte nach § 19 Abs. 2 

StromNEV will die Bundesregie-

rung Planungs- und Rechtssicher-

heit in Bezug auf die europa- und 

verfassungsrechtlich umstrittene 

Befreiung stromintensiver Netznut-

zer von der Pflicht zur Zahlung von 

Netzentgelten schaffen.  

Seit dem 04.08.2011 sah 

§ 19 Abs. 2 StromNEV neben den 

Sondernetzentgelten für atypische 

Netznutzung auch eine vollständige 

Befreiung von Netzentgelten vor, 

wenn die Stromabnahme aus dem 

Netz der allgemeinen Versorgung für 

den eigenen Verbrauch eines Unter-

nehmens an einer Abnahmestelle 

mindestens 7.000 Benutzungsstun-

den pro Jahr erreicht und der Strom-

verbrauch 10 GWh übersteigt. Seit 

Einführung dieser vollständigen Be-

freiungsmöglichkeit waren zudem die 

dem örtlichen Netzbetreiber dadurch 

entstehenden Erlösausfälle von den 

Übertragungsnetzbetreibern zu erstat-

ten und wurden sodann über einen 

bundesweiten Ausgleich in entspre-

chender Anwendung des Kraft-

Wärme-Koppelung-Gesetzes auf die 

Netznutzer weitergewälzt. Dieser 

Wälzungsmechanismus wurde von 

der BNetzA durch Festlegung vom 

14.12.2011 (BK 8-11-024) näher 

ausgestaltet, woraus die sog. 

"§ 19 StromNEV-Umlage" entstand.  

Zweifel an der Rechtmä-

ßigkeit der bisherigen Re-

gelung 

Nachdem über 150 Unternehmen 

entlang der Wertschöpfungskette 

gegen diese Festlegung Beschwerde 

eingelegt hatten, hat das OLG Düs-

seldorf mit fünf Entscheidungen vom 

06.03.2013 die Festlegung aufgeho-

ben (u.a. Az.: VI-3 Kart 65/12 [V]), 

dem folgend auch das OLG Nürnberg 

in einer Entscheidung vom 

14.05.2013, Az. 1 Kart 1518/12). 

Neben formalen Fragen zur Zustän-

digkeit für die Einführung einer voll-

ständigen Befreiungsregelung kam 

das OLG Düsseldorf insbesondere zu 

dem Ergebnis, dass die Einführung 

der vollständigen Befreiung von der 

Pflicht zur Zahlung von Netzentgelten 

für bestimmte Kundengruppen nicht 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/olgs/duesseldorf/j2013/VI_3_Kart_65_12_V_Beschluss_20130306.html
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mehr von der gesetzlichen Ermächti-

gung zum Erlass derartiger Verord-

nungen gedeckt sei (Verstoß gegen 

Artikel 80 Abs. 1 S. 2 GG).  

§ 19 Abs. 2 StromNEV sei daher 

nichtig, weshalb die Festlegung der 

BNetzA aufzuheben war. Die Ent-

scheidungen des OLG Düsseldorf 

sind noch in der Rechtsbeschwerde 

beim BGH anhängig. Darüber hinaus 

hat die Europäische Kommission ein 

förmliches Prüfverfahren gegen die 

Bundesrepublik Deutschland eingelei-

tet, weil es sich bei der Befreiung um 

eine unzulässige Beihilfe handeln 

könnte. 

Keine vollständige Befrei-

ung mehr 

Ausweislich der Pressemitteilung des 

BMWi will der Verordnungsgeber mit 

der Neuregelung von 

§ 19 Abs. 2 StromNEV diese europa- 

und verfassungsrechtlichen Beden-

ken ausräumen. Kern der Neurege-

lung ist daher zunächst, dass bei 

Überschreitung einer Abnahmemenge 

von 10 GWh keine vollständige Be-

freiung mehr vorgesehen ist, sondern 

eine gestaffelte Reduzierung der 

Netzentgelte auf einen Anteil an den 

veröffentlichen Netzentgelten von 20 % 

(ab 7.000 Benutzungsstunden im 

Jahr), 15 % (ab 7.500 Benutzungs-

stunden) oder 10 % (ab 8.000 Benut-

zungsstunden). Ab dem Jahr 2014 

soll es sich bei diesen Werten nur 

noch um die Untergrenze handeln, 

während die Bemessung des konkre-

ten individuellen Netzentgeltes auch 

die sog. "physikalische Komponente" 

widerspiegeln muss, d.h. den Beitrag 

des Letztverbrauchers zu einer Sen-

kung oder Vermeidung der Kosten 

der Netz- oder Umspannebene, an 

die er angeschlossen ist. Durch diese 

differenzierte und enger an die ur-

sprüngliche, bis August 2011 gelten-

de Regelung angelehnte Fassung soll 

der Versuch unternommen werden, 

die Bedenken des OLG Düsseldorf in 

Bezug auf die Verfassungsmäßigkeit 

einer vollständigen Netzentgeltbefrei-

ung auszuräumen, indem diese Ver-

braucher über die Netzentgelte wie-

der stärker an den Netzkosten betei-

ligt werden.  

Rückwirkende Geltung 

Mit Blick auf die derzeit vor dem BGH 

und der Europäischen Kommission 

schwebenden Verfahren ist ferner die 

Frage der rechtssicheren Heilung der 

Vorschrift von entscheidender Bedeu-

tung. Auf Veranlassung des Bundes-

rats ist daher eine ausdrückliche 

Übergangsregelung in § 32 Abs. 7 

StromNEV aufgenommen worden, 

wonach die Neuregelung grundsätz-

lich rückwirkend ab dem 01.01.2012 

gilt. Für bereits erteilte und nicht vor 

Gericht angegriffene Genehmigungen 

vollständiger Netzentgeltbefreiungen 

soll es nach der Vorstellung des Ve-

rordnungsgebers allerdings bei der 

bisherigen Befreiung bleiben. Ledig-

lich in Verfahren, in denen noch keine 

Entscheidung über entsprechende 

Genehmigungsanträge getroffen 

wurde, soll nunmehr nach der neuen 

Rechtslage mit Rückwirkung zum 

01.01.2012 entschieden werden. 

Unabhängig davon wird für jede be-

reits erteilte oder noch in 2013 zu 

erteilende Genehmigung angeordnet, 

dass die Wirksamkeit am 31.12.2013 

endet. Hintergrund ist, dass ab 2014 

die zusätzlichen Voraussetzungen für 

die Reduzierung der Netzentgelte 

eingreifen (physikalische Komponen-

te). Im Übrigen wird der BNetzA nun 

ausdrücklich die Möglichkeit eröffnet, 

eine Festlegung zur Ausgestaltung 

des Wälzungsmechanismus zu erlas-

sen. Ist eine solche Festlegung er-

gangen, braucht der Letztverbraucher 

auch keine Genehmigung der indivi-

duellen Netzentgelte mehr zu bean-

tragen, sondern es reicht eine Anzei-

ge bei der zuständigen Regulierungs-

behörde.  

Im Ergebnis wird mit der Neuregelung 

also der Versuch unternommen, die 

europa- und verfassungsrechtlichen 

Bedenken zu beseitigen. Ferner wird 

über eine rückwirkende Anwendung 

der Neuregelung die Notwendigkeit 

zur Rückabwicklung der möglicher-

weise unwirksamen bisherigen Rege-

lung reduziert. Ob und inwieweit dies 

gelingt bleibt indes abzuwarten, denn 

durch die Änderung von Vorausset-

zungen und Reichweite der Befreiung 

kann sich rückwirkend ab 2012 der 

Kreis der Anspruchsberechtigten und 

das Volumen der bundesweiten 

Wälzung ändern. Zunächst werden 

daher die praktischen Auswirkungen 

für die Vergangenheit zu untersuchen 

sein. 
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